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Rundschreiben Nr. 152/2015 
 
 
 
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von Flüchtlingen, insbesondere Kindern 
und Jugendlichen 
 
 
Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig hat aus Anlass der Verabschiedung des Geset-
zes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder 
und Jugendlicher die Kommunalen Spitzenverbände mit dem als Anlage 1 beigefügten 
Schreiben über die von der Bundesregierung und der Regierungskoalition beschlossenen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von geflüchteten Kindern und Jugendlichen und 
zur Unterstützung der Kommunen bei der Umsetzung dieser Herausforderung informiert. Im 
Wesentlichen geht sie auf folgende Themenbereiche ein: 
 
1. Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung auslän-

discher Kinder und Jugendlicher 
 
Die Ministerin weist darauf hin, Bund und Länder seien sich einig gewesen, dass dieses Ge-
setz angesichts der aktuellen Entwicklung besonders dringlich sei. Deshalb trete es auch be-
reits zum 01.11.2015 mit einer Übergangsregelung zum 01.01.2016 in Kraft. Zur Finanzie-
rung der Kosten hierfür stelle der Bund 350 Mio. Euro jährlich zur Verfügung, die über Um-
satzsteueranteile den Ländern zugutekämen. 
 
Ergänzender Hinweis der Geschäftsstelle: 
Der Deutsche Bundestag hat am 15.10.2015 einen überarbeiteten Regierungsentwurf dieses 
Gesetzes beschlossen, die Änderungsvorschläge sind der beigefügten Bundesrats-
Drucksache 464/15 (Anlage 2) zu entnehmen. 
Im Wesentlichen ist ein neuer § 42 f SGB VIII eingefügt worden, der das behördliche Verfah-
ren zur Altersfeststellung regelt. Dieses erfolgt durch Einsichtnahme in die Ausweispapiere 
oder hilfsweise mittels einer qualifizierten Inaugenscheinnahme. Auf Antrag des Betroffenen 
oder seines Vertreters oder von Amts wegen hat das Jugendamt in Zweifelsfällen eine erb-
liche Untersuchung zur Altersbestimmung zu veranlassen. Widerspruch und Klage gegen die 
Entscheidung des Jugendamtes, aufgrund der Altersfeststellung die vorläufige Inobhutnah-
me oder die Inobhutnahme abzulehnen oder zu beenden, haben keine aufschiebende Wir-
kung. 
 
Der Städteverband hat gegenüber dem Land die Forderung erhoben, die im Zusammenhang 
mit der Betreuung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge anfallenden Personal- und 
Sachkosten bei den Jugendämtern der kreisfreien Städte und der Stadt Norderstedt aus die-
sen Bundesmitteln zu erstatten. 
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2. Kindertagesbetreuung 
 
Bundesministerin Schwesig verweist darauf, dass Bund und Länder sich verständigt haben, 
die durch den Wegfall des Betreuungsgeldes bis 2018 entstehenden Spielräume dafür zu 
nutzen, Länder und Kommunen bei der Kinderbetreuung zu unterstützen. Diese Mittel wer-
den auch über die im Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz geregelten Umsatzsteueranteile 
verteilt. 
Der Städteverband hat gegenüber dem Land Schleswig-Holstein die Forderung ausgespro-
chen, diese Mittel zu 100 % an die Kommunen weiterzuleiten, da vor Ort die Kinderbetreu-
ung stattfindet. Die auf Schleswig-Holstein entfallenden Anteile in den Jahren 2016 bis 2018 
sind der als Anlage 3 beigefügten Übersicht zu entnehmen. 
 
3. Schutz von Kindern und Frauen in den Unterkünften 
 
Aus Sicht der Bundesministerin ist der Schutz von Frauen und Kindern in den Flüchtlingsun-
terkünften zu sichern. Hierfür fordert sie insbesondere in der Erstaufnahme besondere 
Schutzeinrichtungen für Frauen, die allein oder mit Kindern nach Deutschland gekommen 
sind.  
 
4. 10.000 Stellen im Bundesfreiwilligendienst 
 
In enger Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbänden sind die entsprechenden Re-
gelungen im Bundesfreiwilligendienstgesetz im Rahmen des Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes angepasst worden, um zügig die 10.000 neu geschaffenen Stellen im Bun-
desfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug schaffen zu können. Es ist vorgesehen, die Hälfte 
dieser Stellen der Zentralstelle im Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Angele-
genheiten zur Verfügung zu stellen und damit direkt den Kommunen zugänglich zu machen. 
Die andere Hälfte wird über die Zentralstellen der Wohlfahrtsverbände genutzt werden. Über 
die weiteren Modalitäten des Bundesfreiwilligendienstes wird in den nächsten Wochen ge-
sondert informiert werden. 
 
 
 

*** 
 
Hinweis zum Download der Rundschreiben und anderer Mitteilungen: 
Für alle Mitgliedskörperschaften stehen die Rundschreiben im "Mitgliederservice" auf der Homepage des Städte-
verbandes Schleswig-Holstein als Datei zur Verfügung.  
 
 




















